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Versiegelung im Großraum Graz regionsweit reduzieren! 

 
Die Stadt Graz bemüht sich mit den Freiraumplanerischen Standards schon seit 
Jahren, die Versiegelung auf privaten Grundstücken im Stadtgebiet zu begrenzen.  
Was viele aber nicht wissen: Seit 2016 sind im gesamten Steierischen Zentralraum in 
Wohn- und Kerngebieten zusätzliche Versiegelungen ohnehin untersagt. Für andere 
Widmungskategorien und Verkehrsgrundstücke fehlt eine solche Regelung noch. 

 
Graz 

 
Die Region Graz – Graz-Umgebung leidet schon seit Jahren an den Folgen massiver 
Versiegelung, die asphaltierten Straßenräume heizen sich im Sommer stark auf, bei 
Niederschlägen fehlen wichtige Retentionsräume, Hochwässer häufen sich. 

Im Regionalen Entwicklungsprogramm für die Region Steirischer Zentralraum findet sich 
bereits eine grundsätzliche Bestimmung zur Entsiegelung in Siedlungsgebieten. Unter  
§ 3 Abs. 8 unter Punkt (3) steht dazu wie folgt: 

 
„Siedlungsräume sind für die Wohnbevölkerung durch Erhöhung des Grünflächenanteiles 
bzw. des Anteils unversiegelter Flächen in Wohn und Kerngebieten zu attraktivieren.“ 

 
Der Ansatz ist vorbildlich, wird aber nicht umgesetzt. Nach wie vor wird bei Neubauten und 
Nachverdichtungen mehr versiegelt als entsiegelt. Dabei wäre die Techniken dafür 
vorhanden: bodenabgesetzte Bauweisen, ausgleichende Retentionsdächer und 
versickerungsfähigen Beläge. Zudem sind in der derzeitigen Regionalplanungsfestlegung 
Verkehrsflächen nicht inkludiert. Gerade in diesem Bereich wird aber großflächig asphaltiert 
und betoniert. Seitens der Bevölkerung besteht mittlerweile ein hohes Maß an Zuspruch und 
Verständnis für solche Maßnahmen. 

 
Es braucht daher einerseits eine umfassendere verbindliche Vorgabe auf 
regionalplanerischer Ebene und andererseits ein geeignetes Monitoring mit entsprechenden 
Sanktionen bei Nichteinhaltung. 

 
Martin Dietrich, Master-Student der Architektur an der TU Graz „Vorgaben auf 
regionaler Ebene sind besonders effizient, weil die klassische Verwaltungsstruktur 
eine Überprüfung und Kontrollfunktion für die Gemeinden mit sich bringt, die diesen 
auch gut tun würde.“ 
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